
Das Minoritätenrecbt der baltischen Staaten.
Prof Max Laserson (Riga).

Das Minoritätenrecht der baltischen Staaten darf keineswegs als

.ein juristischer-deus ex machina betrachtet werden. Zum Verständnis

des -jetzt geltenden Minoritätenrechts ist es notwendig, sich seine Ent-

stehung zu vergegenwärtigen. Es wäre sehr oberflächlich gesehen,
wollten wir dieses Recht als alleiniges Ergebnis der den Weltkrieg
beschließenden Minderheitenverträge betrachten.

Die Entstehung, des baltischen Minoritätenrechts wurzelt in der

Geschichte der zwischenvölkischen Beziehungen des Baltikums und -

noch weiter zurückgeblickt - in der Geschichte des Ringens der Natio-

nalitäten Altrußlands um das Recht ihrer Selbstbestimmung. Nicht

nur ist die gesamte Terminologie, sondern auch die juristische Kon-

struktion der einzelnen Institute diesem naturrechtlich anmutenden

Kampfe entnommen.. Aus den trait6s relatifs aux minorit läßt sich

kein, gestaltender minoritätenrechtlicher Begriff entnehmen, weil die-

.selben meistens nur entweder als Schutz und Abwehr gegen positive
Beschränkungen und falsch gerichtetes behördliches Ermessen gedacht
sind oder aber als positive Konstruktionen nur Gleichberechtigung
und selbst diese hauptsächlich der den Minoritäten zugehörigen Per-

sonen gewähren.
Die Minderheitenverträge, welche direkt die zentraleuropäischen

.Staaten belasten, hatten als solche ursprünglich keinen weiteren Gel-

tungsbereich als nur die in jedem von ihnen erwähnten Länder. Später-
hin,erst wurden diese Verträge als eine gewisse Gesamtheit allgemeiner
Prinzipien aufgefaßt, die in dieser ihrer Gesamtheit zunächst einmal

die ganze Materie als einen gewissen Status. konstituieren und hernach

ihre Verwirklichung völkerrechtlich garantieren. Die baltischen Staaten

haben, wie bekannt, diese Verträge nicht mitunterschrieben, sind aber

indirekt durch einen Beschluß der Versammlung des Völkerbundes vom

15. Dezember 192o hierzu verpflichtet worden. Dieser Beschluß lautet:

Dans les cas oü les Etats baltiques, caucasiens et l&apos;Albanie seraient

admis dans la Societ6 des Nations, l&apos;Assemb16e leur recommande
de prendre les mesures propres a assurer l&apos;application des principes
gingraux inscrits dans les traitis des minoritis, et leur demande de

vouloir bien se mettre d&apos;accord avec le Conseil sur les d6tails d&apos;appli-
Z. ausl. öff. Recht u. Völkerr. Bd. 2, T. i. 26
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cati,Qn. Die (nach einigen Jahren) darauf erfolgten Deklarationen der

baltischen Staaten sind nur als eine inForm von Akzepten übernommene

Verpflichtung zu verstehen, diesen allgemeinen Prinzipien der Minder-.
heitenverträge nachzukommen.

Die Minderheitenverträge, soweit sie indirekt durch die,Dekla-

rationen Litauens (VOM 12. Mai 1922), Lettlands (vom 7. Juli 1923),
Estlands (vom 17- September 1923) über, den Minderheitenschutz

anerkannt sind, konnten keineswegs diesen Ländern ein ausgebautes
Minderheitenrecht gewähren, wenn nicht innerhalb dieser Staaten selbst

von lange her der&apos;Kampf Um nationales Recht eine Vorgeschichte gehabt
hätte. Dieses läßt sich um so sicherer feststellen

&apos;
als in. den Nationali-

tät6nstaaten, die diese Verträge direkt unterzeichnet haben (Polen,
Ungarx, Türkei, Rumänien usw.) und mit Verpflichtungen aus diesen Ver-

-tragen unmittelbar belastet sind, es kein derartig entwickeltes Minori-
tätenrecht gibt. Dieses ergab sich in den&apos; ersten Jahren nach dem In-

krafttteten besagter Verträge und Konsolidierung der &apos;Staatsform

einzelner zentraleuropäischer Nationalitäten-Staaten. Bereits in den

Jahren 1920-1923 konnten die baltischen Staaten konstatieren, daß

sie ihren diesbezüglichen Verpflichtungen besser nachgekommen sind,
als die anderen Staaten, die diese Verträge direkt unterzeichneten.

Bezüglich Lettlands findet diese Erkenntnis Ausdruck im Briefe des

Außenministers S. Meierowitz an den Völkerb4nd, datiert i. Sept.
1921, in dem es u. a. ausdrücklich heißt: )Quant ä la protection des

minorit en Lettonie, je tiens ä souligner que l&apos;Assemb16e Constituante
de Lettonie a d6jä adopte des mesures &apos;qui garantissent aux minorit6s

l&apos;autongmie scolaire et cultuxelle la plus 6tendue, mesures qui ne sont

pas en d6saccord avec les principes generaux inscrits dans les trait
des&apos;minorit et dont la plus stricte application est soigneusement
contröl par le Gouvernement.

Ähnlich heißt es u. a. in der Deklarätion des Gesandten Walters
vom.Jahre 1923: Le Conseil (des Völkerbundes) aura toutefois le droit
de se saisir de nouveau de la question et de rouvrir les pourparlers, si la

situation des minorit6s en Lettonie ne lui semble pas correspondre aux

principesg inscrits dans les diff trait6s dits de minorit6s .

Im übrigen spricht aber die Deklaration beständig von Personen, die

den Minoritäten angehören (personnes, appartenant ä des minorit6s).
Auch die völkerrechtlichenÄußerungen Estlands lassen keinen, Zweifel

darüber übrig, daß Estland seinen diesbezüglichen Verpflichtungen nicht

pur entsprochen, sondern daß es dieselben weit überboten hat. So

heilUt der Erklärung Pustas: le peuple esthonien a donn6
aussi de multiples preuves qu&apos;en toutes circonstances il sait tenir sa

parole. Et je me&apos;f61iciterai ä double titre si ces pourparlers sur le statut.

des mingrit en Esthonie ont pu contribuer ä iclaircir la question de la
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Das Minoritätenrecht der baltischen Staaten 111408,

protection des minoritis en gi-neral. Sehr bezeichnend berufen sich

beide Staaten auf ihr eigenes innerstäatliches Recht, - Estland selbst

auf seine Verfassung, um sich desto stärker direkter Beaufsichtigung
und Kontrolle. des, Völkerbundes zu entziehen. Estland behält sich vor,

die von, ihni abgegebene Deklaration nicht als &apos;einen völkerrechtlichen
Minderheitenvertrag gelten zu lassen. II doit, en outre, bien en-

tendu que la pr d6claration forme, avec larsoumise au -

Co4seil un tout ins6parable qui ne saurait, par ailleurs, 6tre consid6r6

comme constituant un traite de minorit Die Intervention seitens

des Völkerbundes wird von allen baltischen Staaten grundsätzlich nur

ausnahmsweise zugelassen und zwar bei vorgekommener Durchbrechung
der allgemeinen gewährleisteten Grundsätze des Minderheitenschutzes.

In den obenangeführten offiziellen. Deklarationen konnte nicht die

Auffassung zum offenen Ausdruck kommen, die allen obigen Ausfüh-
rungen zugrunde liegt, nämlich, daß sich die völkerrechtliche Regulie-
rung des Minderheitenrechts eigentlich auf alle polynationale Staaten

beziehen müßte und daß, mangels einer solchen allumfassen.den prinzi-
piellen Regelung, die Forderungen des Völkerbund( baltischen
Staaten gegenüber nicht vollberechtigt seien und ihnen eher aus poli-
tischen als aus rein rechtlichen Erwägungen heraus Folge zu leisten sei

*

Daß diese Deklaration keine bestimmende Bedeutung für den Aus-,

bau des Minoritätenrechts in jed.em-.eiüzelnen baltischen Staat haben

konnte, erhellt am besten ai folgendem, Alle drei Staaten insgesamt
haben sich in ihren Deklarationen zu weniger Zugeständnissen ver-

pflichtet, als sie selbst das in, ihren Verfassungen, und.organischen Ge-.
setzen taten. Man hielt sich vielmehr -an Gewährung von Schutzrechten
und Gleichberechtigung an Personen, die zu den Minderheiten gehören ,
als wie an Minderheiten als &apos;Offentlichrechtlich anerkann Gesamt-

heiten; somit blieben hier als rechtlicher Maßstab die Minderheiten-.

verträge geltend. Weiter ging man nicht in völkerrechtlicher Zuerken-
nung. Aber auch dieses versuchte man unter. Berufung auf seine Sou-
veränität, als freien Entschluß des betreffenden Staates darzustellen.

Dieses gilt insbesondere von Lettland.

Eingangs wurde bereits erwähnt, daß das Minderheitenrecht des
Baltikums seine Entstehung einer Vorgeschichte der nationalen Kampfe
in Altrußland verdankt. Es würde unvermeidlich zu Trugschlüssen
führen, wollten wir dieses Recht irgendwie anders entstehen sehen. Im

kaiserlichen (europäischen), Rußland waren s&gt;ämtliche Nationalitäten
im Laufe der zweiten Hälfte des XIX. Jahrhunderts für ein nationales
Eigenleben und Selbstbestimmung gereift. Viele unter Natio-
nalitäten älterer Kulturherkunft. wurden dem russischen Reiche sub

conditio einer Wahrüng ihrer nationalen und, gebietshistorischen Eigen-
art einyerleibt. Dieses bezieht sich auf die s6&apos;g7e2n&quot;annten russischen Ost-

26*
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seeprovinzen &gt;utiges Lettland und Estland),&apos;Mit ihrem eige,nen deut-
schen Rittertum und Kirchenwesen, ferner&apos;auf Finnland, auf Kongreß-
polen&apos; und seine andersvölkischen Deperidenzen (heutiges Litauen und

Weißrupland), auf Ukraine, Beßarabien und im. Südenauf Georgien und
Armenien. Das kaiserliche Rußland, welches etwa seit der Zeit Peters
des Großen diese Einverleibungen, während des 18. und ig.. Jahr-
hunderts langsam vollzog, säh sich gezwungen in der ersten Zeit den
annektierten Gebieten, die vön Andersvölkischeri besiedelt undineistens
an den Grenzen des weiten Zarenreiches gelegen waren, einige Zuge-
ständnisse auf dem Gebiete der rechtlichen (insbesondere zivilrecht-

lichen) Ordnung, der AgrarverhältniSse, der städtischen und ländischen

Selbstverwaltung, des Schul- und Kircheiiwesens zu machen,). Am

,stärksten hat &apos;sich dieser eigenartige Status &apos;für

Finnland. erhalten, welches bis zuletzt eine volle. Gebietsautonomie
genoß, und für die baltischen Provinzen..

Zugleich mit diesen sehr bescheidenen Zugest&apos;ändnissen, die all-
mählich geschmälert und sehr willkürlich durch verschiedene am Ruder
stehende, Regierung gehandhabt wurden, erhob sich nach der Revo-
lution von igo5 und .4em von ihr erkämpften Sc4f-
eine ungemein intensiv Nationalitätenbewegung, die schon zu Zeiten
der ersten Reichsduma (igo6) in der Forderung der Schaffung autonomer
ndfionaler Gebiete mit föderativer. Bindung gipfelte. Diese autonom-

föder Bestrebungen fanden ihren halboffiziösen Ausdruck
in der. Bildung eines besonderen Parlamentsblockes nichtrussischer

Abgeordneten in der ersten Reichsdüma.

Yit dem Erwachen dieser naturrechtlich stark durchsetzten
nationalen Bewegung machten sich allmählich immer neue Abzwei-

gungen bemerkbar, immer neue Völker traten hervor. Handelte es sich
zu Beginn und Mitte des&apos;ig. jahrhunderts hauptsächlich um eine Fronde
der in ..ihrem Gebiete national herrschenden &apos;und führenden Völker-

gruppen wij Schweden in Finnland, der Deutschen in L&apos;V7
Est-unclKurland, des polnischen Adels in Polen, Wei13.rußland, Litauen
und (teilweise) Ukraine, so *gestaltete sidh die, Entwicklung zu Ende,
des ig. Jghrhunderts-&apos;wesentlich anders. Es begannen allmählich die
unhistorischen ethnographisdh-passiven Gru pen, die entweder aus

einem ehemaligen Staatsvolke zu einem hörigen Bauernvolke gänzlich
(wie Litäuer) bzw. teilweise (Georgier) degradierten oder aber auch nie
in 4istorischer Perspektive. auf ihrem Gebiete ein Staa bildeten

(Letten, Esten, Weißrussen),&apos; um nationale Selbstbestimmung und
Autonomie zu ringen.

In den kiiappen zwölf Jahren nach der Erhebung von igo5 bis zur

11) Vgl. Baron B. Nolde, Grundriß des russischen Staatsrechts, Petersburg igii

(russisch), insb. Kap. III Über die Einheitlichkeit und Unteilbarkeit Rußlands, S. 223 ffi,
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republikanischen Revolution von März 19T7 hat sich eine mächtige
Bewegung vieler Nationalitäten westlicher und östlicher Mentalität

erhoben, die rapid von den beschei Ansprüchen auf Nicht-

unterdrückung. ihrer Schulen bis zu Staatsrechtlich fein durchdachten
&apos;

Forderungen nach Gebietsautonomie mit Gewährung personäler Auto-

nornie an die eigenen auf gegebenem Gebiet ansassi en Minderlieiten --

emporschnellten. Befehdeten sich die neu aufstrebenden Völkergruppen
in ihren eigenen Gebieten,. so mußten sie oft paktieren, WQ es sich um

einen Kainpf- gegen das das gesamte Reich beherrschende russische Volks-

I,tum. handelte..Das m&amp;kte man oft bei Bildung vQn Wahlblocks während
der Parlamentswahlen nach igo6.

Auch die Erlasse der Märzrevolution 1917 haben den Begriff der

nationalen Selbstbestimmung für. immer mit aer Anerkennung der ört-

lichen Minderheitenrechte verquickt.
Gleich nach der gärzrevolution wurde im Bestande des Inhen-

ministeriums des damals demokratisch-republikanischen Rußlands ein

besonderes Departement für Nationalitäten begründet, welches sich-als

Aufgabe stellte, die Autonomie, Gebietsselbstverwaltung und Sprachen-
rec4te.der vielzähligeh Völkerschaften Rußlands zu normieren; es gab
im Bestande dieses Departements auch .eine besondere Abteilung für

die baltischen Provinzen.

Dasselbe Departement hat viel dazu beiget zwei sogenannte
Landesräte für -die beid&apos;n baltischen Provinzen des damaliger Rußlands -

zu schaffen, von denen ein betr Teil des durch Letten besie-

delten Gebietes (Kurland) zu. j iner - Zeit- unter deutscher Okkupation
stand. Die Landesräte stellten S-el territorial-

autonomer Natur dar -und sollten den Grundstock zu einer weiteren

rechtlichen Entfaltung der nationalen Aütonomie,&apos;der Letten und Esten

bilden. Ein LandesIrat wurde für das von den deutschen Truppen nicht

besetzte Gouvernement Livland (mit überwiegend lettischer Bevöl-

kerung), ein zweiter für Estland ins Leben gerufen. Das vom Depar-
tement ausgearbeitete Gesetz über den Gebrauch örtlicher Sprachen
beim Gericht und bei den Verwaltungs- und Selbstverwaltungsbehörden
läßt sämtliche örtliche Sprachen (besonders als äußere Dienstsprachei
ohne Unterscheidung einer-,T4ajorität und Minorität zuz).. Als Er-

gebnis -der russischen Märzrevollltion kann auch das, ukrainische Gesetz

über national-Personale Autonomie, vom g. Januar igi8 betrachtet

werden, welches sämtlichen Minoritäten der*Ukraine eine volle&apos;Auto-

nomie auf Grund von nationalen Katastern und Selbstbesteuerung
gewährtS). Dieses Autonomiegesetz mutet geradezu wie ein Vorbild des

estnischen Autonomie-Gesetzes vom :25. Februar 1925 an.

2) Siehe mein Buch: Nationalität und Staat, Petersburg 1918 (russisch) S. 18 1 ff -.

3) ibid. S- 177-
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Sowohl in der großen Broschürenliterafür 1905- 1917, als in den

mündlichen Äußerungen haben naturrechtliche Erwägungen auf Grund
österreichischer Zugeständnisse und Beispiele eine eminent wichtige

4

Rolle gespielt. In dieser Hinsicht war die, russische Revolution von

1917 eine verstärkte Wiederholung der österreichischen Revolution von0

1848. Auch spielte dabei die deutsch-österreichische staatsrechtliche

und politische Literatur die Rolle einer maßgebenden Wegweiserin,
die Namen, Herrnritts, Palacky&apos;s, Fischels, Bernatziks,
Springer-Rennersl Ottö Bauers u. a.. wurden alltäglich gebraucht
-und ihre Werke beständig bei-Streitfragen angeführt.

Dies ist auch im wesentlichen der ideologische Weg, den das baltische
Minderheitenrecht gegangen ist. Die Friedensverhandlungen, die

völkerrechtlichen Diskussionen um die Minderheitenverträge kamen

nicht nur historisch später, sondern konnten auch garnicht wesentlich
auf die Verfassungsgarantien für Minderheitenrechte und auch nicht

auf die einzelnen Minderheitengesetze einwirken. Das muß um so ent-

schiedener unterstrichen werden, als die ideologischen und national-

psyphologischen Voraussetzungen des baltischen Minderheitenrechts
oft ganz entlegen gesucht werden.

Wir sind auch damit einverstanden, daß bei der Gewährung gewisser
Rechte die Vorgeschichte der Gesetzesbestimmungen von großer Wich-

tigkeit ist. Man kann sich bei Untersuchung des Minoritätenrechts nicht

auf dogmatisch-rechtliche Analyse beschränken, letztere gibt uns keine

Einsicht in die Motive. Wollen wir das Wesen der Sache treffen, so

muß zugleich mit der dogmatischen Auslegung eine positive Analyse
auf Grund geschichtlith-politischer Untersuchungen unternommen

werden. Die Materie des Minderheitenrechts ist noch zu jung, noch viel

zu deklarativer materiell-r Natur,. ohne genügende prozessual-
rechtliche Auswirkung, als daß wir ups.nur auf dogmatische HermeneÜtik
beschränken könnten. Es, wiederholt sich hier nochmals der Unterschied
im Werdegang zwischen Privatrecht und Staatsrecht. Ist ersteres aus

Forderungen und Klagen herausgewachsen, ist hier das erste der Streit
und das nachfolgende, das materielle Normieren, so- handelt es sich im

Staatsrecht wesentlich unmittelbar um die materielle Niederlegung
gewisser Normen und dann erst um ihre prozessuelle Durchsetzung
bzw. Verwirklichung.

Auch für das gilt dieser Satz. Im Anfang war die

rechtliche Anerkennung-, die materielle Norm Ist dem, so, so muß ent-

schieden hervorgehoben werden, daß -diesen materiellen Normen des

baltischen Minderheitpnrechts keine Ansichten und Einstellungen zu-

grunde liegen; welche für die alten europäischen Staaten maßgebend
gewesen waren.

Wir haben oben in allgemeinen Strichen den Werdegang der Staats-
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mentalität der heutigen baltischen Staaten geschildert: es ist der Weg
von Völkern, die den ganzen Vorbereitungsprozeß zur Staatswerdung als

Minoritäten durchgemacht haben.&apos; Litauer, Letten und&apos;, Esten waren

etwa bis Dezember igi7 russische Minderheiten, sogar in ihrem Kampf
für volle Autonomie - höher gingen die Förderungen bis zur bolsche-

wistischen Umwälzung nie - konnte sich in dem naturrechtlichen

vordogmatischen, Stadium kein Nationalstaatsgedanke im westeuro-

päischen Sinne des Wortes festlegen. Dazu fehlten gänzlich die Vor-

aussetzungen.
Für die westeuropa:ischen Staaten - (Frankreich, Deutschland,

Italien) war der Gedanke des Nationalstaates das Ergebnis eines lang-
wierigen inneren Kampfes eines von jeher bestehenden Staatswesens

gegen die in sein Mitte,vorhandenen Hemmungen für die volle Ent-

falt-4ng der Lebensmöglichkeiten einer Nation. Innerstaatlich gesehen,
war dieser Kampf zugleich ein Ringen sozialer Natur, es bedurfte einer

Solidarisierung zwischen der königlichen Macht und dem -Bürgerturn
gegen den Adel zwecks Stärkung der Souveränität; außenpolitis.ch
gesehen erforderte der Nationalstaat eine territoriale Einbeziehung
möglichst größerer konnational besiedelter Gebiete.

Ganz anders ist es um die baltischen Staaten bestellt. Meines

Erachtens bedeutet hier die Staatswerdung nur die Erreichung des

Superlativs der Autonomie, als Form der &apos;Selbstbestimmung.. Der

Nationsbegriff, gipfelnd im Staatswesen, widersetzt sich hier nicht dem

Ständewesen, der. gtat.den 6tats. Die ganze Nation (oder richtiger
gesagt

* Nationalität) findet endlich eine-Stätte für ihre Selbsthe,-

stimmung und -behauptung; insofern könnte man auch allerdings bei

den baltischen Staaten von Nationalstaaten sprechen. Hierbei wollen
wir uns dadurch nicht irreführen lassen, daß terminologisch Minder-

heit die Voraussetzung einer nationalen Mehrheit des Staates bedeutet 4).
Viel wichtiger ist dabei etwas ganz anderes. Der baltische Staat ist

Nationalstaat insoweit, als er sprachlich und kulturell der numerisch

herrschenden Nation die größtmögliche Entfaltung gewährt, er ist es

aber nicht im konstruktiv staatsrechtlichen Sinne des Wortes.

Die Verfassungen aller drei baltischen Staaten. gründen die Sou-

veranität des&quot;Staates auf das Gesamtvolk des Landes. Wir lesen im Art. 2

der lettländischen Verfassung: Die souveräne Gewalt des Staates

Lettland gehört dem lettländischen Volke (nicht etwa nur dein let-

tischen Volke), sowohl als im §&apos;ji der estländischen: Estland&apos;ist ein

selbständiger, unabhängiger Freistaat, in dem die St in den

Händen des Volkes ruht, und im § i der litauischen Verfassung: Die

souveräne Staatsgewaltgehört dem Volke. Hier bedeutet Volk Element

4) Siehe j. Robinäon, Der litauische Staat und seine Verfassungsentwicklung.
Jährb. d. öff. Rechts, 16. Band, 197.8, S. 305.
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des, Staates&apos; (besonders hervorgehoben in der lettl. Verfassung) nicht
etwa herrschende Nationalität.

Zugleich jedoch lassen alle drei Staaten das Volkihres Staates aus

national-organisierten Gruppen entstehen, Dies -findet seine Wider-
spiegelung entweder in den Verfassungen oder in den ihnen voraus

gehenden Deklarationen und Kundgebungen, denen ein unbedingt
bindender öffentlich-rechtlicher Charakter beigelegt werden muß, ferner
bestätigen dieses die auf Grund benannter Deklarationen und Verfas-
sungen später veröffentlichten organischen Gesetze.

Bezüglich Lettlands steht die Frage prima facie etwas schwieriger
als in den übrigen baltischen Staaten und zwar deshalb, weil zum Unter-
schied von Litauen und Estland die lettländische Verfassung das Mi-
noritätenrecht nicht.normiert. Es ist dies eine Folge dessen, daß der
gesamte zweite Teil - über die subjektiven öffentlichen Rechte - des
bereits fertiggestellten Entwurfs in der verfassunggebenden Versammlung
verworfen wurde 5). Und trotzdem ist der öffentlich rechtliche&apos;kollek-

,tive Status der Minderheiten auch in Lettland verfassungsgemäß
,verbürgt. Allerdings müssen wir hier den Begriff Verfassung nicht
als formale geschriebene Verfassung bezeichnen, vielmehr ist -hier
am Platze der absolute Verfassungsbegriff, wie er, in der Verfassungs-
lehre von Carl Schmitt letzthin entwickelt wurde. Am Beispiele
Lettlands mit seiner&apos; geschriebenen Rumpfverfassung, der vorhin und

späterhin eine ganze .Reihe konstitutioneller Einzelgesetze vor- und

nachgegangen sind 6), bewahrheitet sich am besten die These S c4in i t t s
von der Unhaltbarkeit der Verfassung als einer normativen fUr alle

künftigen Zeiten geschlossen kodifizierten2 Einheit. Gerade hier sehen
wir, daß die Verfassung sich in eine Reihe von leinzelnen positiven
Verfassungsgesetzen verwandelt hat.

-
In der für die lettländische Verfassung grundlegenden .Plattform

des Volksstaates Lettland vom, 18. XI. igi8 werden besondere Rechte
der Minoritäten festgelegt, wobei die entsprechenden nationalen Grup-
pen als öffentlich-rechtlich geeinte Korporationen zu .verstehen sind.

IV. Rechte der Andersvölkischen.

i. Die nationalen Minderheiten senden ihre Vertreter in die
verfassunggebende Versammlung und gesetzgebende Stellen
auf Grund des Verhältniswahlrechts.

.2. Die in den Volksrat Lettlands eingetretenen Minderheiten
nehmen Anteil an der Provisorischen Regierung.

5) Siehe meinen Artikel: Die Verfassungsentwicklung Lettlands im Jahrb. d. öff.
Rechts Bd. XI, 1922.

6)- Siehe meine lettische Abhandlung.. Die konstitutionelle Gesetzgebung und der
öffentlich-rechtliche Ausschuß der Seima.-
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3. Die kulturellen und nationalen Rechte der nationalen Gruppen
sind durch die Grundgesetze zu verbürgen.

Diese Bestimmungen der Plattform bestehen noch heute als

geltendes Verfassungsrecht ebenso gut etwa wie vom Standpunkt des

heutigen französischen Verfassungsrechts trotz der Abwesenheit eines

Abschnittes für subjektive öffentliche Rechte in der geschriebenen Ver-

fassung von 1871, die entsprechenden Freiheits-Deklarationen die ihnen

lange vorausgegangen sind (unter ihnen &apos;die Deklaration von 1789)
.geltendes Verfassungsrecht sind. Wurden die kulturellen und nationalen

Rechte der nationalen Gruppen bis heute in der geschriebenen Verfas-

sung nicht verbürgt, so bestehen diese Rechte als absolute Verfassung
-und müssen weiterentwickelt und geregelt werden entweder mittels der

Erweiterung der bestehenden geschriebenen Verfassung von ig?.?. oder

..durch Veröffentlichung weiterer spezieller Minderheitenverfassungs-
gesetze. Verstehen wir unter Grundgesetze eine geschriebene Ver-

fassung, so ist dieses feierliche Versprechen nicht eingehalten worden,
-die lettländische Verfassung vom -Jahre ig-.-, enthält keinen einzigen

Artikel über die Rechte der Minderheiten, dagegen sind diese Rechte

in einer Reihe von Gesetzen und Normen organisch-verfassungsrecht-
.licher Natur verwirklicht, vor allem im Gesetze. über Schulautonomie

der nationalen Minderheiten vom 8. Dez. igig. Wir wollen dieses erste

Autonomiegesetz iii den baltischen Staaten nur kurz charakterisieren.

Es wäre falsch, wenn man die lettländische Schulautonomie als

lediglich sprachenrechtliche Autonomie auffassen Wollte 7). ES

handelt sich hier eher um eine grundsätzliche, nationale Autonomie,
die jedoch in ihrer Zuständigkeit auf das Schul- und Bildungswesen
-beschränkt ist, entsprechend sind auch die kollektiven Organe dieser

-Autonomie (Schulkonseils und ähnl.) wesentlich zusammengeschrumpft.
Würde es sich in Lettland um nichts weiteres als nur, um Schaffung,
Unterhaltung und Leitung von andersvölkischen Schulen handeln,
.:so wäre eine Unterordnung dieser Schulen dem allgemeinen Bildungs-
-ministerium das natürliche Ergebnis. Das beste Beispiel dafür sind die

-estnischen und litauischen Schulen Lettlands, die - auf Grund gegen-

-seitiger Abkommen errichtet - dem allgemeinen Schuldepartement
des Ministeriums untergeordnet sifid, und zwar in gleicher Weise-
-lettischen, ohne jegliche besondere Verwaltungs- und Aufsichtshierarchie.

-Alle juristischen Anzeichen beweisen mit unurnstößlicher Klarheit, daß.

,es sich in Lettland um ein&apos; Fragnient einer nationalen Autonomie der

Minoritäten handelt.

Das Schulwesen der Minoritäten unterliegt der Oberaufsicht des

- 7), Vgl. M. Mintz, Die nationale Autonomie im System desMinderheitenrechts,

--Riga 1927, S. 112.
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Bildungsministeriums, bleibt aber in seiner Organisation autonom.
Autonomie der Organisation ist keine gelungene Bezeichnung für das
Wesen desjenigen eigenen Wirkungskreises, der den Minoritäten auf
Grund dieses Gesetzes gehört. Die Autonomie bezieht sich auf die ge-
samte Organisation und nicht etwa bloß auf formelle Zuständigkeits-
fragen, das Wesen dieser Organisation ist kulturell-materieller Natur.
Als S des Rechtes auf Autonomie gilt die einzelne, nationale,
,Minderheit als solche und nicht etwa einzelne Personen&quot; die z. B. als
Eltern von schulpflichtigen Kindern den einzelnen Minderheiten an-

gehören. Schulen der Minderheitennationalitäten ist der übliche,
Ausdruck, mit dem diese Schulen bezeichnet werden. Es handelt sich.
hier also nicht nur um Schulen -, wie die beisPielswei§e im kaiserlichen,
Österreich schlechthin als Minoritätensch-ulen bezeichneten, oder wie
-die andersvölkischen litauischeii Schulen Lettlands, - mit anderer

Unterrichtssprache, sondern um ein autonom organisiertes eigenes
Schulwesen, -um Schulen, die eine eigene völkische Obrigkeit besitzen 8).

Die Zugehörigkeit dieser, Schulen zu den Minoritäten als öffentlich-
rechtlichen Bestandsteilen des Staatsvolkes druckt sich in der Ver-
selbständigung ihrer Verwaltung aus. Art. 6 des Schulautonomieges.etzes
besagt u. a.: Die Schulverwaltung einer jeden einzelnen Minderheit
konzentriert sich in einer,eigenen Abteilung (jetzt Verwaltung genannt -
M., L.), deren Chefs dem Minister unmittelbar -unterstellt sind.
Indessen tritt der autonome Charakter der Minoritäten noch -stärker
darin, in Erscheinung, daß die Schulverwaltung nicht nur als &apos;rein tech-
nisches Organ zur Verwaltung der ihm untergeordneten. Schulen fu.n-

giert, sondern auch daß jede Abteilung gewissermaßen als. entsprechendes.
Bildungsministerium im kleinen zu gelten hat. Der dem Minister un-

mittelbar unterstellte Chef des betreffenden völkischen Schulwesens
ist,höchstes Organ in den national-kulturellen Fragen seiner Minorität
und vertritt dieselbe nach außen (Art- 7): Der Chef der Schulverwaltung
der Minorität vertritt seine Nationalität in allen Kulturfragen, mit dein
Recht, mit allen Departements des Bildungsministeriums in Verbindung
zu treten, sowie auch mit beratender Stimme teilzunehmen an den

Sitzungen des Ministerkabinetts in allen Fragen, die das kulturelle:
Leben der von ihm vertretenen Nationalität berühren.

Der autonome Charakter -des Minoritatenschulwesens drückt sich
klar in der Art der Bestellung. der Chefs ausl die hier auch gewisser-.
maßen als politische Vertreter der entsprechenden Minderheit durch.

Vermittlung der völkischen Abgeordneten des Volksrats .- nunmehr
nach uhwidersprochen.er Praxis durch Vermittlung der Parlaments-

8) Vgl. mein Verfassungsrecht Lettlands im Jahrb. des öff. Rechts Bd., XII,
1923/24-
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mitglieder der entsprechenden Minorität - uns gegenübertreten. Diese

Auffassung baut sich auf eine Auslegung des Art. 8 des Autonomie-

gesetzes folgenden Wortlauts auf:

Die in Art. 6 vorgesehenen Chefs stellt die betreffende Minorität

durch *den Minister dem Ministerkabinett zur Bestätigung vor.

Anmerkung. Vorläufig schlagen die Parteivertreter der Minori-

täten im Volksrat die in Art. 6 vorgesehenen.Chefs zur Bestätigung
vor, bis zur Schaffung einer gesetzlichen Vertretung der nationalen Minori-

täten .

Nach Art. 8- Werden somit die betreffenden Bildungschefs von der

entsprechenden Minderheitennationalität durch den Minister dem

Ministerkabinett zürzBe§tätigurig,-vorgeschlagen Vor&apos;schlagstecht
der Minderheitennationalitäten erstreckt sich gemäß § 9 auch auf alle

anderen Beamten der entsprechenden Bildungsverwaltung. Der. ganze
Bestand dieser Verwaltung Mit dem im Ministerkabinett beisitzenden

Chef an der Spitze ist folglich eine rechtliche&apos; Exposiiion der Minder-
heitennationalität. Die Nationalität als solche wird hier als eine öffent-
lieh-rechtliche Einheit mit - Rechten der Organschaft anerkannt. Oies
allein läßt in Lettland die Minderheitennationalität in vollem Ein

klang mit den Bestimmungen. der politischen Plattform als einen organi-
sierten Teil des lettländischen Volkes erscheinen. Noch weiter geht
die Anmerkung zu diesem Artikel 8, die oben, im Wortlaut wieder

gegeben ist.
Was weiter unter gesetzliche Vertretung der nationalen Minori-

täten zu verstehen ist, darüber ist aus dem Wortlaut des Gesetzes
nichts Positives direkt zu folgern. Die Praxis der Bestallung der Chefs

hat irn Laufe der Jahre bewiesen, daß dieselben - mangels einer aus-

gebauten nationalen Autonomie vor deren obersten Organen sie für

&apos;ihre Tätigkeit verantwortlich wären - vor den Parlamentsabgeordneten
der betreffenden Minderheitsnationalität im Wesen ihrer Amtsführung
verantwortlich sind9). Wollte man aber aus dem so gedeutetei! Sinn

9) Die Ernennung und Entlassung der Chefs würde bisher immer von den ent-

sprechenden Abgeordneten beantragt und ein Schweigen derselben bedeutet, daßAieses

Vertrauen besteht. Die bisher geübte Praxis läßt mit Bestimmtheit darauf schließen,
daß eine Einwendung gegen die Amtsführung des entsprechenden Chefs nur dann er-

folgen kann, wenn eine Mphrheit der konnationalen Deputierten dieses beantragt. Das

lückenvolle Gesetz VOM 8. Dezember i9ig konstruiert nicht aus den einzelnen Abge-
ordneten eine irgendwie festgelegte Gesamtheit_ geschweige denn ein bestimmtes Kol-

lektiv-Organ. Das noch auszubauende Organ. des minderiieftsVölkisIcheh `Willens - ist

einzig und allein die zukünftige gesetzliche Vertretung der nationalen Minderheiten
d. h. ihre autonomen gewählten Organe, Zeitweilige Träger dieser Organschaft sind

&apos;die Vertreter der gegebenen Minderheit im Parlament. Die Übertragung dieser Kom-

petenz auf irgendwelche Ersatzkonferenzen ist demnach unzulässig. Dieseg Recht, zur

Bestallung der Chefs ist unbezweifelt in den Händen der entsprechei Minderheits-
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des Art. 6 von dem Recht der Bestallung der Chefs auch -auf das Recht
der Absetzung der Chefs auf Forderung der betreffenden konationalen

Abgeordneten schließen, so stieße man auf eine&apos; offene Lücke. Diese
wurde in einem Falle in praxi restringierend dahin gedeutet, daß die
Chefs einmal von den Abgeordneten bestallt, von ihnen auch bei offen

ausgedrücktem Mißtrauen nicht abberufen werden können. Diese

praktisch gegebene Deutung ist eine weitere Minderung der
Selbstbestimmung und verwandelt &apos;den Bildungschef, der. auch als
nationaler Vertreter zu fungieren hat, in einen gewöhnlichen Wahl-
Beamten des Bildungsministeriums. Der administrative wird
über diese Frage noch zu entscheiden haben.

Die benannte lettländische Schulautonomie, die, wie früher erwähnt,
Zweifelsohne Ansätze zu einer allgemeinen Autonomie besitzt, hat auch
in anderen allgemeinen Gesetzen ihre Verankerung gefunden, besonders
insofern, als die Organe dieser Autonomie, wie z. B. der Chef der Schul-
verwalt&apos;ung nach außen hin, nicht nur als höherer Bildungsbeamter zu

fungieren, sondern seine Nationalität überhaupt, insbesondere in der
höchsten Behörde der exekutiven Gewalt&apos;- im Ministerkabinett, zu

vertreten hat. Bei Ausarbeitung der Ministerkabinettsordnung ist vom
Schreiber dieser Zeilen innerhalb derselben eine Festlegung dieser Ver-

tretungsfUnktion, wie sie im Art. 7 des Schulautonomiegesetzes bereits

vorausgesehen ist, durchgesetzt worden. Zur Zeit lautet der betreffende

§ 16 der Ministerkabinettsverfassung folgendermaßen: Die Chefs der

Schulverwaltungen der Minderheitennationalitäten haben das Recht,
mit beratender Stimme an Sitzungen des Ministerkabinetts in allen

Fragen teilzunehmen, die die Kunst und Bildung der betreffenden
Nationalität berühren.

Der im Vergleich mit Art. 7 der Schulautonomie etwas geschmälerte
§ 16 hat somif die wichtige Bedeutung, daß er das rechtliche Bestehen
besonderer Nationalitäten und ihrer Minoritätenbelange anerkennt
mit Gewährung einer besonderen Vertretung derselben im Kabinett.

parlamentarierl und sie sind in ihrer Willelisäußerung keineswegs an irgendwelche for-

melle Sitzungen, Beschlüsse, die zu Protokoll genoim;men werden müssenu. dgl. gebunden.
Können die Bildungschefs unter der Berufung- auf ihre Beamteiiqualität eine

selbständige Leitung ihres Ressorts derart beanspruchen, daß - für sie eine Willens-

I
äußerung der Abgeordneten&apos;im wesentlichen belanglos&apos;wird?

Darauf ist zu antworten, daß die dienstlichen Eigenschaften der Chefs vor ihrer

politischen Funktion zurückzutreten haben. Es unterliegt keinem Zweifel, daß die
amtliche Qualität des Chefs nicht nach den allgemeinen Regeln des Zivildienstes zu

betrachten ist, sondern daß er in seiner Ernennung bzw. Entlassung der Läge der Minister

zu folgen hat, mit dem wesentlichen Unterschied; daß das Vertrauen bzw. Mißtrauen
nichtsmit der jeweiligen allgemeinen politischen Situation und Koalitionsfrage zu tun

hat. Nur innerhalb:seines eigenen nationalautonomen Kreises hat der Chef seiner Amts-

führung die Anerkennung zu erwirken.
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Dieser Paragraph bleibt auch dann bestehen, wenn das Schulautpnomie-

gesetz geändert werden, sollte.

Die öffentlich-rechtliche Organschaft der Minderheiten bekommt

ihren weiteren entschiedenen Ausdruck im Prinzip der proportionellen
Zuwendungen aus Staatsmitteln für das Minoritätenschulwesen.

§ :z des Gesetzes vom 8. Dez. igig lautet: Won den von der Regierung
und von den kommunalen Behörden für die Bedürfnisse der Mittel:--

schulen aller Typen bewilligten Mitteln fällt den Schulen. der Minderheits-,
nationalitäten der ihrer Einwohnerzahl entsprechende Teil zu. Die

obligatorischen Schulen der Minderheitsnationalitäten sind gemäß dem

§ 41 des Gesetzes über die Bildungsanstalten Lettland zu unter-

halten. Genannter § 41 lautet: -Der Staat und die kommunalen Be-

hörden unterhalten für jede Nationalität so viele obligatorische Schulen,
wie zur Ausbildung ihrer&apos;Kinder im Einklang mit diesem, Gesetze not-

wendig sind. Dieser Grundsatz wurde bisher in praxi streng befolgt
und übte auch weit über das, Grund- und Mittelschulwesen hinaus -

sozusagen gewohnheitsrechtmäßig
&apos;

eine proportionelle Verteilung von

Staatszuwendungen auch für andere Bedürfnisse, so z. B. für Außer-

schulbildung, Theaterwesen u. dgl.
Bezeichnenderweise ist das Prinzip der Gewährung des obligato-

rischen Schulunterrichts in den Minoritätensprachen im allgemeinen
Gesetz über die Bildungsanstalten Lettlands M 39 u. 40) festgelegt.
Dieselben lauten: § 39: Jn allen obligatorischen Schulen hat der Un-

terricht in der. Familiensprache der Schüler zu erfolgen. § 40: Als

Familiensprache der Schüler ist diejenige zu,betrachten,welche von den

Eltern bei der Aufnahme der Kinder in die Schule angegeben wird und

in welcher dieselben frei ihre Gedanken ausdrücken können.

Der Begriff der Familiensprache, erweist sich nach dem, Wortlaut

des § 4o als etwas dehnbar. Es wird den Eltern anheimgestellt, ihre

Familiensprache zu deklarieren, und ihnen steht es somit zu, zu be-

stimmen, welche die Familiensprache des Kindes ist. Eine Nachprüfung
oder Bestreitung dieser Angabe ist nirgends vorausgesehen und fand

auch bisher nie statt. Die einzige Gegengarantie ist nur die Fähigkeit der

Kinder, in der als Familiensprache angegebenen Sprache ihre Gedanken

frei ausdrücken zu können. Aber auch in Bezug auf .diese Gegengarantie
wurde nie die freie Ausdrucksmöglichkeit rechtlich beanstandet. Diese

Dehnbarkeit des § 40 macht die Angabe .,der Fa-miliensprache zu. einer

tatsächlichen Selbstbestimmung der Eltern über die Erziehung ihrer

Kinder, also indirekt zu einem Bekenntnis zur Nation.

In Ergänzung des bereits Vorgetragenen.ist dieses von besonderern

Belang deshalb, weil das lettländische Mitioritätenrecht keine nationalen

Kat.aster kennt. Ist die Familiensprache keine bloß statistische oder

verwaItungsmäßig nachprüfbare Tatsache, sondern Gegenstand der
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freien Angabe der Eltern, so, wächst sie zu einer Grundlage der nationalen

Selbstbestimmung aus und ersetzt gewissermaßen das Kataster.

Daß diese meine Auffassung von dem subsidiären Charakter der

tatsächlichen Familiensprache als Hilfsmittel zur Bestimmung -
der

Nationalität des Kindes und der überwiegenden Bedeutung der dies-.

bezüglichen Angabe der Eltern richtig ist, beweist die interessante Ent-

scheidung des lettländischen administrativen Senats in Sachen der

jüdischen Grundschule zu Lievenhof vom 16. Mai 1929.
Der Senat wurde angerufen in einem Streit, der zwischen einer

Eltern-Mehrheit von Kindern grundschulpflichtigen Alters, die die

Einführung der hebräischen Sprache als Unterrichtssprache beim Mi-

nister erwirkt hatte, und einer Minderheit, die das Jiddische beibehalten

wollte. -Anhänger des jiddischmachten den Art. 39 des Schulgesetzes
geltend und bestritten die Eigenschaft des ffebräischen als Familien

sprache, das in der Eingabe als tote Sprache und überdies als nicht ent-

sprechend dem Sinne und Geiste des Art. 4o desselben Gesetzes gekenn-
zeichnet wurde. Der Antrag des bestreitenden Teiles lautete auf Un-
gültigkeitserklärung der Verfügung des Bildungsministers. In der Ent-

scheidung des Senats heißt *es u. a,.: Wenngleich in Lettland gemäß
Daten des Staatlichen Statistischen Amts jiddisch die zahlenmäßig
unter der jüdischen Bevölkerung vorherrschende Familiensprache ist,
so ist auch Hebräisch die Sprache einer Anzahl jüdischer. Einwohner
des Landes... kann aber der, Elternrat zu keinem einmütigen Beschlu3

kommen, so muß der Unterricht in der von der Mehrheit der Eltern

als Familiensprache. der Schüler angegebenen Sprache erfolgen.
Die von den Eltern eingereichten und dem Senat zugestellten

D.eklarationen wurden weiter nicht nachgeprüft und die Verfügung
des Ministers für mit den Artt. 36 u. 40 im Einklang stehend und ge-
setzlich erklärt.

Aus, der soeben angeführten Entscheidung des obersten lettlän-
dischen Verwaltungsgerichtshofes ist zu ersehen, daß als Subjekt der

Autonomie eher die Nationalität, in, diesem Falle die völkische 2u-

gehörigkeit als die Sprachgemeinschaft zu betrachten ist. Eigentlich
ist dieses, wie schon oben bemerkt, aus dem Wortlaut des § 4o des all-

gemeinen Schulgesetzes zu ersehen, eine weitere Etappe ist in dieser
Hinsicht die angeführte Senatsentscheidung, drittens endlich ist auch
diese Rechtsentwicklung weiter durch.die Tatsache gekennzeichnet, daß

bei Verteilung einzelner Schulen unter die bestehenden minderheitlichen

Bildungsverwaltungen letzthin nichtimmer die Sprache der Kinder,
sondern oft ihre nationale Zugehörigkeit von entscheidender Bedeutung
ist. So z. B. wurden mitunter kurz nach der Verselbständigung Lett-,

lands Kinder lettischer Eltern mangels Kenntnis- ihrer nationalen
Sprache in der russischen Sprache und russischen Klassen ausgebildet,
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die jedoch der allgemeinen (also lettischen) Bildungsverwaltung und

nicht deuussischen Verwaltung zugeteilt wurden: Im Jahre 1923 erließ

(las Bildungsministerium eine Verordnung, nach welcher alle Minoritäten-

schulen, in denen weniger als 6o v. H. Schüler einer betreffenden Natio-

nalität angehören dem. allgemeinen (also lettischen) Schuldepartement
zu unterwerfen sind, falls sie nicht der entsprechenden Minderheiten-

bildungsverwaltung einverleibt werden. Es wurden weiterhin an zehn

Schulen mit russischer Unterrichtssprache, in denen die überwiegende
Mehrheit der Schüler der jüdischen Nationalität angehörte, der

russischen entnommen und der jüdischen Bildungsverwaltung zugewiesen.
Aus dem bereits Angeführten ergibt sich, daß die Wahrung der

Kulturautonqmie nicht unter dem Gesichtswinkel der Sprache der

Minderheit allein, sondern hauptsächlich unter dem der völkischen Ge-

meinschaft zu erfolgen hat. In ganz eigentümlicher Weise kommt hier

4as Recht der Minderheitennation auf ihre Kinder zur Geltung, was

dort Von besonderem Belang ist, wo - wie in Lettland - die gegen-
&apos;

seitige äußerliche. nicht.
zogen ist und wo die Nation einen Vorbehalt gegen Überfremdung und

für eine Einbeziehung in den eigenen kulturnationalen Kreis erheis
Nur dieser liberalen und zugleich organischen Auffassung der

.kulturellen Selbstbestimmung-&quot;&quot;ist, es zu verdanken, daß das Fehlew

von nationalen Katastern in Lettland keine besondere Schwierigkeit
hervorrufen konnte. Der lettländische Staat läßt keine gegeneeitige
Überfremdung von Minderheiten zu, beansprucht selbst keine National-

staatsposition mit bevorzugter Stellung und Recht auf, Verlettung,
andersvölkischer Minderheiten; er ließ aber in den ersten Jahren des

Bestehens der Schulautonomie eine schmiegsame Einfügung der neu

gebildeten&apos;Minoritäten-&apos;Schulwesen in das allgemeine Bildungswesen zu.

Nur mit Rücksicht auf die angeführte Auffassung.ist auch die sehr

bezeichnende Tatsache. zu verstehen, daß bis zur letzten Zeit keine

gesetzmäßig festgelegte Aufzählung einzelner Autonomien vorlag.
§ 41 des allgemeinen Schulgesetzes spricht von der Pflicht des

Staates, bzw. der Selbstverwaltung einer jeden Nation die obligato-
rischen (Grund-)Schulen zu sichern. Subjekt dieser Forderung ist

somit jede Nation, also auch jegliche Minorität, jedoch steht die Hand-

lungsfähigkeit in der Verwirklichung dieser Anforderung nicht un-

niittelbar der Minorität, als öffentlich-*rechtlicher Körperschaft zu,

sondern gemäß Anmerkung zu § 41 den Eltern von mindestens 30 schul-

pflichtigen Kindern. Indessen spricht auch diese, Anmerkung grund-
sätzlich von der Rechtsfähigkeit der,Xinorität als solcher. Diese An-

merkung lautet wie folgt: Den. Minderheitsnationen, lettländischen

Bürgern, steht das Recht, zu, die Eröffnung einer besonderen Klasse- zu

fordern, falls sich für diese durchschnittlich mindestens 30&apos; Schüler,
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zusammenfinden. Also auch hier ist die enumerativ nicht aufgezählte
Minoritätennation eigentliches Subjekt der Rechtsforderung, nicht
aber jegliche Gruppe von 3o Kindern lettländischer Bürger, die sich zu

einer Klasse mit beliebiger Familiensprache zusammentun wollen.
Dieses ist meines Eraclitens der Sinn des doppelt charakterisierten
Subjekts: den Minderheitsnationen, lettländischen Bürgern, steht das
Recht zu Die Minderheitsnationen sind nicht besonders erwähnt,
aber praktisch&apos; handelt es sich außer den mit besonderen Bildungs-
Verwaltungen bedachten Nationalitäten lediglich noch um die est-.
nischen und litauischen Sprenkelbewohner, deren besondere Schulen
auf Grund reziproker völkerrechtlicher&apos;Verträge fungieren, ohne zu

Minoritätenschulen im rechtlichen Sinne erhoben zu sein.
Nur in der letzten Zeit und ganz vorübergehe.nd wird in der Ministerial-

Verfassung des Bildungsressorts (§ 22-24)-gesetzlich festgelegt, daß im
Bestand des Ministeriums folgende Bildungsverwaltungen der Minder-
heitennationalitäten vorhanden -sind: die russische, deutsche, jüdische,
polnische..upd weißrussische. Diese Norm, ist daher die einzige, in der
die einzelnen Minderheiten als Rechtssubjekte mit offentlich-rechtlicher
Organschaft einzeln aufgezählt und.genannt werden.

Wir sehen, daß trotz des Fehlens eines den Minderheiten gewähr-
leisteten besonderen Status in der geschriebenen Verfassung Lettlands,
dieser Status doch in einzelnen Gesetzen verfassungsrechtlichen Cha-
rakters festgelegt ist und tatsächlich eingehalten wird.

Wesentlich klarer ist es um Litauen und Estland bestellt, wo die
betreffenden Verfassungen unzweideutig den Minderheiten eine perso-7
nale Autonomie verbürgen.

Die Verfassungen beider Länder ziehen den Zuständigkeitskreis.
der autonomen Selbstverwaltung der Minderheiten ziemlich weit, und
zwar wird hier außer Volksbildung und Schulwesen auch&apos; soziale Für-

sorge erwähnt (s. für Litauen: § 73 der alten Verfassung von 1922.
identisch mit dem § 74 der neuen vom :15. Mai 1928, für Estland: § 21

der Verfassung und § 2 des Gesetzes über die Kultur-:Selbstverwaltung
der Minoritäten VOM. 12. Februar 1925). In den Anfangsjahren des
Bestehens Litauens und vor der endgültigen Annahme der ersten -

jetzt abgeänderten Verfassung - hatte Litauen der jüdischen Minder-,
heit eine weitgehende Autonomie -.,in ihren inneren Angelegenheiten,
insbesondere den Angelegenheiten der Religion, Wohltätigkeit, sozialeh
Hilfe, des Unterrichts und der allgemeinen kulturellen Angelegen-
heiten gewährt. In der eingangs erwähnten Deklaration Litauens an

den Völkerbund figuriert diese Autonomie als bereits,geltendes Recht,
zugleich wird diese Autonomie mitsamt der Gewährleistung einer vollen

Gleichberechtigung sämtlicher ethnologischer, religiöser und sprach-
licher, Minderheiten unter.doppelte, innerstaatliche und völkerrechtliche
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Garantie gestellt und zwar: i) der eigenen Verfassungsgesetzgebung
(Les stipulations contenues dans lapr d&amp;Iaration sont reconnues

comme lois fondamentales en Lituanie. Aucune loi, aucunr
ni aucune mesure officiels ne seront en contradiction ou en opposition
avec ces stipulations, et aucune loi, aucunr ni aucune mesure

o.fficiels ne pr contre elles&lt;o und 2) einer internationalen

Verpflichtung vor dem Völkerbund, welche ohne Zustimmung,des Rates
desselben nicht abgeändert &apos;werden darf (ces stipulations. Consti-
tuent des obligations d&apos;-int international et seront plaches sous la

garantie de la Soci6t des Nations. Elles ne poUrront kre modifides

sans l&apos;assentiment de la Majorit6 du Conseil de la S. des N.). Trotz
dieser doppelten Sicherstellung blieben zwar die entsprechenden Artikel
der Verfassung unverändert bestehen, jedoch wurde (in den Jahren
1924-25) die ganze Ausführungsgesetzgebung betreffend die nationalen
Minoritäten außer Kraft gesetzt, somit &apos;also die bestehende Minder-
heitenautonomie annulliert. Was tatsächlich verblieben ist, sind die

Zuwendungen aus Staatsmitteln für Minoritätehschulen ohne die min-
deste Gewährleistung, - beim gänzlichen Fehlen einer Verwaltungs-
gerichtsbarkeit! iio) - daß der tatsächliche Unterricht in Minderheiten&apos;7*

sprachen nicht willkürlich bezüglich einzelner oder mehrerer Fächer
oder auch die pädagogische Verwaltung auf Grund des administrativ&apos;en
nicht nachprüfbaren Ermessens weiter eingeschränkt, überfremdet oder

irgendwie anders modifiziert werden können. In&apos;der letzten Zeit wurde

z, B.: verordnet., daß in den Minderheitsschulen, darunter sogar. Elemen-,
tarschulen, die Antworten der Schüler bei Prüfungen in litauischer

Sprache zu erfolgen haben.
Dies ist das für das Minoritätenrecht wesentlichste Moment, -

welches beim Vergleich der lettländischen und litauischen Rechtslage
der Minderheiten sich besonders auffallend manifestiert. Im ersten

Falle fast völlige Abwesenheit verfassungsmäßig verankerter &apos;Organ
schaftsrechte der Minderheiten mit weit ausgebauten und budgetär
versorgtem Minoritätenschulwesen, welches staats- und verwaltungs-
rechtlich unanfechtbar dasteht, andererseits unklagbare, deklarative,
konstitutionelle und - völkerrechtliche, Garantien von. Minderheiten-

autonomie, welche zu toten Buchstaben degradiert sind, mit einer

langsam ersterbenden und abbröckelnden Ausführungsgesetzgebung.

Von besonderem Belang nicht nur für die baltischen Staaten,
sondern &apos;für das gesamte Minoritätenrecht, ist die in Estland als gel-
tendes Recht wirkende nationale Autonomie. Es, ist dies ein System

10) s.. J.. Robinson, Der litauische Staat und seine Verfassungsentwicklung, im

Jahrb. d. öff. Rechts, Band 16, 1928, S. 311.

Z. ausl. öff. Recht u. Völkerr. Bd. 2, T. i: Abh. 27
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von Rechtsnormen, welches mit den höchsten Normen der Staatsver-

fassung beginnend und mit autonomen Satzungen und Verordnungen
endend, das ganze rechtliche Leben der&apos;Minderheit als eines organischen
dem Staate eingefügten Teiles umspannt.

Die estnische Verfassung enthält drei Fragenkomplexe des Minder-

heitenrechtes: i) die elementare Gewährleistung der Gleichheit vor dem

Gesetze aller Staatsbürger ohne Unterschied von Nationalität, mit

dem Verbot an Zugehörigkeit zu Konfessionen, Ständen und Nationali-

täten differierende Rechtsfolgen zu, knüpfen, - also gewissermaßen den

-negativen Status, 2) die Freiheit des nationalen Bekenntnisses des

Bürgers und die Freiheit des Gebrauches seiner Sprache im Verkehr mit

dem Gericht, den zentralen und örtlichen Behörden (§ § 2o, 22 und 23), -
den positiven Status, und 3) das Recht der gesamten Minderheit, eine

autonome Körperschaft öffentlichen Rechts mit gewissem Kompetenz-
kreis zu bilden - den aktiven Status.der Minderheit. Mit dem letzten

Recht (§ 21.) wird der Minderheit die Anerkennung staatlicher Organ-
stellung gewährleistet.

Sind alle drei genannten Komplexe für das Fortbestehen einer

Minderheit im Sinne eines rechtlich garantierten Eigenlebens notwendig,
so ist die Gewährleistung der. Autonomie das Wichtigste, was der Minder-

heit als einem organisierten Volksteile not tut.

Das estländische Recht schritt zur Ausführungsgesetzgebung in

erster Linie auf dem letzteren Gebiet. Das Gesetz über die Kultur-

.selbstverwaltung der Minoritätene vom 12. Februar I bildet, das
vollkommenere Gegenstück zur lettländischen Autonomie vom 8. De-

zember igig.
Die Benennung des Gesetzes als Kulturautonomie könnte auf den

ersten Blick irreführen. Weder in der Verfassung noch im Gesetz von

ig?,5 soll..die materielle.Kompetenz der Autonomie mit Kultur (im
engeren,Sinne Bildungswesen) begrenzt sein;, sowohl die Verfassung, die

von nationalkulturellen und Fürsorge-Interessen spricht, als auch das

Gesetz erwähnen Komplexe mit sozialem Inhalt. Im § 2 -des Gesetzes

lesen wir: In den Kompetenzkreis der Kultur-Selbstverwaltungskörper-
schaften der Minoritäten gehört: a) die Organisation, Verwaltung und

Überwachung der öffentlichen und privaten muttersprachlichen Lehr-

anstalten der entsprechenden Minorität; b) die Fürsorge für die übrigen
Kulturaufgaben der entsprechenden Minorität und die Verwaltung der

hierzu&apos;ins Leben gerufenen Anstalten und Unternehmungen.
In der Ausführungsgesetzgebung fehlt jedoch der weitere rechtliche

Ausbau der Fürsorge-Interessen. Indessen. ist auch dieser Fragen-
komplex von großem Belang., für die baltischen- Minderheiten, besonders

infolge ihrer ganz eigentümlichen beruflichen Schichtung, die der-

jenigen des, herrschenden Majoritätsvolkes nicht entspricht. Die Für-
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sorgeinteressen des letzteren, insofern sie von den Krankenkassen-,und
anderen sozialen Gesetzen befriedigt werden, -, decken sich durchaus
nicht mit denen der Minderheiten, besonders wenn die Agrargesetzgebüng
und die Verschiebung der Vermögens- und Machtverhältnisse seit der

Staatswerdung Estlands und Lettlands in Betracht gezogen werden.

Die Benennung Kulturautonomie geht noch auf die. Geschichte des,
im kaiserlichen Österreich und der von ihm

hervorgerufenen Spezialliteratur zurück. dort bedeutete Kultürauto-

nomie einen Gegensatz zur territorialen Autonomie, wenn auch, theo-

retisch genauer die Gegenüberstellung der personalen und territoriale.n
Autonomie war und ist.

Indessen handelt es sich bei der estländischen sowohl als bei der

lettländischen Autonomie in der Hauptsache um eine Verselbständigung
des Bildungswesens, wobei die estländische Autonomie zu einer vollstän-

digen Minderheiten-Vertretung ausgebaut wurde. Dieser hierarchische

Ausbau der Organe mit dem demokratisch für drei Jahre gewählten
Kulturrat an der Spitze der Kulturverwaltung und mit Kulturkura-
torien als lokalen, Organen basiert auf dem nationalen Kataster, welches

in Estland Nätionalregister heißt. Als Minoritäten gelten das, deutsche,
russische und schwedische Volk, sowie diejenigen auf* estländischem

Territorium lebenden Minoritäten, deren Gesamtzahl nicht kleiner als

3000 ist (§&apos;8 des Autonomiegesetzes vom 12. Febr. 1925). Letzteres

ermöglichte der winzigen jüdischen Minderheit eine Auto.nom,ie und

läßt den Weg offen für etwaige in Zukunft anwachsende andere Mi-
noritäten. Zur finanziellen Verwirklichung der Autonomie erhalten

die Minoritäten Estlands Zuwendungen vom Staate und den muni-

zipalen Selbstverwaltungen - ähnlich den lettländischen Minoritäien -
außerdem aber auch das Recht auf Selbstbesteuerung. Diese Steuern

tragen den Charakter öffentlicher Steuern und bedeuten für die Minder-

heitskörperschaften einen A nteil an der Finanzho des, Staates. Dieses
bekommt folgenden Ausdruck im Gesetz (§ 6, ad &apos;d): Die finanziellen

Grundlagen der Kulturselbstverwaltungskörperschaften der Minoritäten

sind d) öffentliche Steuern, die nötigenfalls vom Kulturrat den
Gliedern der entsprechenden Minoritäten auferlegt werden, in der. Höhe
-und auf den Grundlagen, wie sie im Voranschlage vorgesehen sind und

.auf -gemeinsamen Antrag des Finanz- und Unterrichtsministers von der

Staatsregierung bestätigt werden.
- Die Basis der Autonomie - gleichsam das Territorium der prin-

-.zipiell-gebietslosen Minderheit - ist das Kataster. Gerade diese Materie
bietet die beste Möglichkeit, sich davon zu überzeugen, ob und in welchem
Maße Estland als Nationalstaat in gewöhnlichem Sinne. des Wortes zu

gelten hat. Grundsätzliche Bedeutung hat hier § 2o, welcher jedem
die freie Besümmung seiner Natilonallität verbürgt.

27*
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Die Aufnahme in das Register ist vollständig frei für Bürger, die

das volle 18. Jahr erreicht haben. Der Staat hat keinerlei Präsump-
tionen die Zugehörigkeit eines Bürgers zur Nationalität festgestellt,
auch keine Bevorzugung der herrschenden Nationalität in strittigen
Fällen, wo die Eltern zu verschiedenen Nationalitäten gehören. Auch
hier gelten keine objektiven Merkmale, sondern die Nationalität der

Kinder wird nach gemeinsamen Wunsch der Eltern bestimmt. Wenn

eine Einigung nicht erzielt wird, so gehört das Kind zur Nationalität

des Vaters. Die Ordnung der Registrierung zeugt von einer nationalen

Neutralität des Staates ohne jegliche Erleichterung für die Einbeziehung
in die Staatsnation. Die einzige Beschränkung, die hier besteht, kann,
eher zugunsten der bereits autonomisierten Minderheiten, als zugunsten
der estnischen Nation verwertet werden, und zwar die Bestimmung (§ 9),
daß man sich in Register nur derjenigen Nationen aufnehmen lassen

kann, die im § 8 genannt sind, d. h., der deutschen, russischen, schwe-

dischen oder derjenigen Minorität, deren Gesamtzahl nicht kleiner
als 3ooo ist. Dadurch wird einer bagatellisierenden- Splitterung der

Autonomie ein Riegel vorgeschoben.
Der Verfassungssatz von der Freiheit des Bürgers, seine Natio-

nalität zu bestimmen, wird von einigen Verfassern dahin kommentiert,
daß- sich jeder estnische Bürger, unabhängig von seiner Abstammung
zu einer beliebigen Minderheit gehörig erklären kann, wenn er nur die

KulturdieseroderjenernationalenMinderheitalsdieseinigeanerkenntl,).
Kann dieses aus dem Wortlaut der Verfassung gefolgert werden, so gibt
allerdings die AuSführungsgesetzgebung einige,objektive Anhaltspunkte,
,die einer derartigen Migration gewisse Schranken auferlegen. So heißt

es. z. B. in der Regierungsverordnung zur Führung der Nationalregister,
§ 5: Die persönlichen Mitteilungen werden den örtlichen Kulturkura-
-torien eingereicht, welche verpflichtet sind, diese durchzulesen und den

Antragsteller, wenn &apos;er gestellten Anforderungen entspricht, im Laufe

von -zwei Wochen-. nqch Eingang der Mitteilung in das Nationalregister
aufzunehmen. Den persönlichen Mitteilungen sind gesetzlich beglau-
bigte Abschriften der die Nationalität beweisenden Dokumente in zwei

Exemplaren beizufügen. § 6 der Verordnung lautet: Wenn die per-
sönliche Nationalitätsangabe mit den in den Legitimationsdoku-
menten des Antragstellers enthaltenen Daten nicht übereinstimmt, so

wird der Antragsteller in das Nationalregister eingetragen, wenn er

entweder das&apos;auf Verfügung des Innenministeriums entsprechend. ver-

besserte Legitimationsdokument oder eine vom Innenministerium aus-

gestellte Bescheinigung Über&apos; erfolgte Verbesserung der Nationalitäts-

angabe im Legitimationsdgk-ument vorlegt.

1, 1) vgL E. M ad d i s o n, Die nationalen Minderheiten Estlandg und ihre Rechte, S
- 3
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Diese Bestimmungen sind zweifelsohne zugunsten der autonomi-

sierten Minderheit festgesetzt worden, wenngleich auch die letzte Judi-
katur am Grundsatz der freien Selbstbestimmung festhält. In der Ent-

scheidung des Staatsgerichts VOM 20. Dez. 1927 in Sachen Lindemaxin

heißt es u. a.:

Auch kann man nicht aus dem § 2o des Grundgesetzes schließen,
daß die Bestimmung der Nationalität nur einmal vorgenommen werden,

darf, denn. laut, des genannten Paragraphen steht es jedem Bürger
.Estlands frei, seine Nationalität selbst zu bestimmen.

Dieselbe Tendenz ist in einer zweiten Entscheidung des Staats-

gerichts zur Geltung gekommen:
Die allgemeinen Leitmotive zum Recht der Nationalitätsbe-

stimmung sind im § 2o des Grundgesetzes und, im Gesetz über die

kulturelle Selbstverwaltung der nationalen Minderheiten angefühirt
und die auf Grund der §§ 17 und 29 des letztgenannten Gesetzes von

der Regierung des Freistaats erlassene Verordnung sieht direkt &apos;das

Recht und die Möglichkeit zur Korrektur der im Personalausweis

(Isikutunnistus) vermerkten Daten über die Nationalität auf Grund der

.vom Staatsbürger gemachten Anzeige vor. Da aber die geltenden
Gesetze und die verbindlichen Verordnungen, die Gesetzeskraft haben,
.die Rechte der estnischen St-äatsbürg die das Altervon 18 Jahren
erreicht haben und die sich der Nationalität nach zu einer der in Est-

land anerkannten nationalen Minderheiten bestimmen, bei der Bestim-

&apos;mung der Nationalität nicht einschränken, so fehlt dem InnenminiSterium

die gesetzliche Grundlage zu solchen Einschränkungen und zur Absage
von der Korrektur der über die Nationalität eingetragenen Vermerke.

(Die&apos; Entscheidung vom 30- März 1928 in Sachen Alexander Treikeller

und andere.)&apos;
Nach der Einführung der Kulturselbstverwaltungen zwingt der

,estnische Staat den Bürger gleichsam, nationale Farbe zu bekennen.

Es gibt keine freie Zugehörigkeit mehr zur deutschen oder schwedischen

Nationalität, von Staats wegen ist diese Zugehörigkeit identisch mit der

Eintragung in das entsprechende Nationalregister. Deutscher ist nach

estländischem Staatsrecht nur ein Glied der deutschen Kulturselbst-

verwaltungskörperschaft. Wer außerhalb dieser Körperschaft steht,
.ist somit aus der deutschen Nation ausgeschieden.

Kann bei solchen Umständen noch mit Fug und Recht, von einem

,estnis.c,4en. Nationalstaat gesprochen werden? Sehen indessen

einige Seiten der Autonomie selbst an, so gelangen wir zu einer endgül-
tigen negativen Antwort auf die obige Frage.

Die estnische Nationalautonomie ist &apos;konstruktiv gesehen eine

Selbstverwaltung, die sich,,vonder gewöhnlichen,lokalen territorialen
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.SelbstVerwaltung nicht etwa durch ihre andere Beziehung zum Staat,
-sondern lediglich durch ihren Personalen Charakter unterscheidet. In

dem Motivbericht zur Gesetzvorlage der Autonomie heißt es: Die

Selbstverwaltung der Minorität muß unbedingt auf dem Personalrecht

und nicht auf dem Territorialrecht beruhen, denn sie, soll die Selbst-

verwaltung einer. völkischen und nicht einer örtlichen Gemeinschaft

sein. Der estländische Staat stellt sich als solcher überhaupt nicht

der Selbstverwaltung entgegen; ausgehend von der sogenannten Staats-

theorie, betrachtet der estländische Staat die Selbstverwaltung nur

als einen Teil der Staatsverwaltung 1:z). Der Staat sieht sich gleichsam
zwei Selbstverwaltungssystemen überordüet: der örtlichAn Selbstver,-

waltung nach Kreisen und der minderheitlichen - nach Nationalitäten.

Im übrigen - außer der verschiedenen Lagerung - bleiben sich beide

Systeme in der Hauptsache gleich. Im offiziellen Motivenbericht heißt

es zu diesem Punkte: Die völkischen Selbstverwaltungsinstitutionen
sind gleich den anderen Selbstverwaltungen öffentlich-rechtliche, staat-

liche Aufgaben erfüllende Institutionen. Daher müssen die für unsere

Selbstverwaltungen gültigen Prinzipien ebenso auch bei Schaffung
der völkischen Selbstverwaltungsinstitutionen und Organisation ihrer

Tätigkeit maßgebend und grundlegend sein. Das gilt besonders für

den Aufbau und Wirkungskreis dieser Institutionen, ebenso für ihre

Beziehungen zu. den anderen staatlichen Institutionen, -vor allem zur

Regierung.
Es geht nicht an, hier das gesamte Quellenmaterial anzuführen,

es genügt aber wenn festgestellt wird, daß auch das Verordnungsrecht
der Kulturselbstverwaltungen der autonomen Minderheiten Estlands

.,auf der gleichen Grundlage besteht und verbindlich ist, wie das der

örtlichen Selbstverwaltungen 13).
Und zuletzt noch eines, was nicht nur von der prinzipiellen Gleich-

stellung beider Systeme: i. des horizontalen Local Selfgovernment
:und 2. der perpendikularen Nationalautonomie, spricht, sondern gänz-
lich das übliche Prinzip der herrschenden Nation durchbricht,.

&apos;

das

ist nämlich die Bestimmung des § 31 des Aut.onomiegesetzes, nach

welchem der Staatsregierung das Recht zusteht im Verordnungswege
entsprechend den Grundzügen dieses Gesetzes eine nationalkulturelle
Selbstverwaltung für die Staatsbürger estnischer Nationalität in den

administrativen Grenzen derjenigen lokalen Selbstverwaltungen-, ein-

zurichten, wo ein Minoritätenvolk in der Mehrheit ist.

Beweist diese Bestimmung nicht am deutlichsten, daß nach est-

12) Vgl. den Kommentar Maddisons und Angelus zum estländischen Grund-

gesetz vom 15. Juni 192o, Berlin, Carl Heymanns Verlag, 1928.

13) Vgl. E. M a d d i s o n, Das Verordnungsrecht der Kulturselbstverwaltungen der

völkischen Minoritäten im Revaler Boten vom 2. Januar 1929.
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ländischein Staatsrechte keine prinzipielle juristische. Unterscheidung *

zwischen Staatsnation und Minderheitenn#ionalität vorhanden ist?

Die estnische Nation genieß*t Minderheitenrechte dort, wo sie tatsäch-

lich und zahlenmäßig nicht die vorherrschende ist 14). DerEste geht nicht

durch das&apos;ganze Staatsgebiet mit dem juristischen Prädikat des herr-

schenden Staatserstlings, sondern wo andere Nationalitäten numerisch

ihre Gebiete als Mehrheiten beherrschen, wird das estnische Volks-

mitglied estländischer Staatsbürger minderheitlicher Formation.

Diese Konstruktion ist einem Nationalstaat gänzlich wesensfreind..

In Lettland sehen wir in der Rechtspraxis etwas ähnliches, wenn auch
in bedeutend bescheidenerem Maße, auf dem Gebiete der Verhandlungs-
sprache in den städtischen und ländischen Selbstverwaltungsorganen
derjenigen Kreise, wo Minderheitennationalitäten die Mehrheit Ider
Bevölkerung ausmachen (in Lettgallen und verstreuten deutschen

Kolonien). Möge die materielle Zuständigkeit noch so eng umschrieben
sein - handelt es sich doch in allen baltischen Staaten nur um eine-.
Schul- und Außerschulbildungsautonomie mit gänzlich verkümmerten

Funktionen für soziale Fürsorge, - so handelt es sich besonders bei

der estländischen nationalen Selbstverwaltung um eine völlig äusge-
baute öffentlich-rechtlich funktionierende Autonomie, die die be-

treffende Nationalität in eine Trägerinstaatlicher Organstellung ver-

wandelt.

Das Sich-nicht-Ausleben-können auf anderen Gebieten nationaler.

Betätigung raubt der autonomisierten Minderheitennätion die materielle

Gewißheit, daß der Staat durch die Autonomie alles &apos;zur Währung
seiner völkischen und Fürsorgeinteressen&apos;tUt. Andererseits verleiht

auch Estland dem Autonomie-Gesetz von 1925 nur einen zeitweiligen
Charakter und zugleich auch den eines Rahmengesetzes. &apos;So bleibt

auch die estländische Minoritätenautonomie ein Fragment, wenngleich
dieses auch leicht zu vervollkommen ist.

Die vorangehende Zusammenstellung des geltenden baltischen

Minderheitenrechts läßt uns zu einigen Erwägungen allgemeinen Charak-

ters kommen. Man hat mehrfach versucht, den Sinn der in den balti-
schen Staaten mehr oder weniger verwirklichten Minderheitenautonomie
aufzudecken.

Aus dem bereits Vorgetragenen ergeht mit Gewißheit, daß dieser
Status nicht durch die internationalen Akte und Deklarationen, welche,
Litauen, Lettland und Estland dem Völkerbund als verpflichtete Mit-

glieder übermittelt haben, zur Geltung gekommen ist. Wir sahen,

114) s. M. Laserson, Stäat, Souveränität und Minorität,&apos;Berlin-Riga. 1927 S- 49 f-
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daß sämtliche-diesbezügliche Deklarationen entsprechenden innerstaat-.
lichen Rechtssatzungen gefolgt und nicht vorangegangen sind und daß
sie überdies ein. Minimum des bereits tatsächlich geltenden Minder-
heitenrechts fixierten. Es kann nicht geleugnet werden, daß völker-
rechtliche Bindungen, selbst wenn sie noch so lose sind,- immer zur

Förderung der von ihnen gefordert*en innerstaatlichen Rechtslage bei-

tragen. So war es auch hier der Fall.

Wir sahen auch andererseits, daß andere viel mehr überfremdete

Nationalitätenstaaten Europas, welche unmittelbare Verträge über

Minderheitenschutz geschlossen haben, die gewissermaßen als Voraus-

setzungen ihrer de jure Anerkennung aufgefaßt werden konnten, auch
nicht *entfernt dieselben innerstaatlichen Gewährleistungen des Minder-

heitenrechts gewährt haben, als, die baltischen Staaten, die ihre ent-

sprechenden Deklarationen - auch dies sei ausdrücklich bemerkt - nach
ihrer rechtlichen Anerkennung abgegeben haben. So erfolgte z. B. die

.de-jure-Anerkennung Lettlands aM 26. Januar 1921, während die De-,
klaration Lettlands über den Minderheitenschutz erst am i. September
1923 dem Völkerbundrat übergeben wurde. Folglich muß in den meta-

rechtlichen und politischen Bedingungen dieser Staaten etwas&apos;liegen,
was sie zu günstigen Musterlaboratorien des Minderheitenrechts macht.

Mit falschen Vergleichen kann hier nichts verstanden werden.
Die Entstehung der baltischen Staaten muß nicht nur geographisch-
rechtlich, sondern&apos; auch psychologisch-politisch als Lostrennung vorn
russischen Mutterstaat betrachtet werden. Mit dem Schlagwort Nä-
tionalstaatkommt man nicht weiter, wenn man an die baltischen Ver-&apos;-

hältnisse herangeht. Es ist,allerdings richtig, daß man vom Begriff
nationale Minderheit im Staate a contrario zum Bestehen eines.Na-
tionalstaates, kommen kann :15); es ist nur logisch, wenn behauptet wird,
der Begriff des Minderheitenrechtes verweise geradezu notwendig auf

den Nationalstaatsgedanken zurücke, daß dieser Begriffe nur als ein

nationalstaatlicher Teilbegriff Sinn und Bedeutung habe 16).
Nun aber ist der bisherige Begriff des Nationalstaates exklusiv,

sowohl politisch als rechtlich. Was bisher Nationalstaat bedeutete war

nationale Homogenität des Staates, denn diese Homogenität War Über-
windung&apos;der mittelalterlichen Buntscheckigkeit der Stände, war der

Etat (Staat) als, Gegensatz der (Stände), der historisch-politische
Werdegang, der sich später in juristische Normen verwirklicht hat: tous

les fran citoyens et tous l citoyens fran . Demselben Gedanken-

gang entstammt Jeder Deutsche der deutschen Reichsverfassung
und alle Japaner der japanischen Verfassung. Für den organisch

15) Vgl., j. Robinson a. a. 0.

16) Hans Gerber Kulturautonomie als Eigenari minderheitenrechtlicher Ordnung
und ihre Verwirklichung nach der estnischen Verfassung. Berlin ig.26,
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gewordenen Staat heißt Nationalstaat überwundener Feudalstaat, der

-national homogen und unitarisch bleibt, Minderheiten sind hier keine

konstitutiven Teilel sondern bloß fremdsprachige Splitter oder Be-

völkerungsteile, die zwar auf dem Recht ihres weiteren Bestehens, ihrer

Nichtüberfremdung, ihres freien Gebrauches der Muttersprache bestehen

dürfen die aber konstruktiv gesehen die nationale Homogenität des

unitarisch vorherrschenden Staatsvolkes durch nichts beeinträchtigen
dürfen und sollen.

Ganz anders steht es, wie wir bereits sahen, mit dem National-

staat der baltischen Staaten. Auch hier ist der Staat die Selbstbehaup-
tungsmöglichkeit der zahlenmäßig herrschenden Nation und insofern

Nationalstaat, aber nie prätendiert selbst die Mehrheit auf eine Ein-

beziehung Andervölkischer in den national vorherrschenden Kreis,
,nie spricht die Verfassung oder andere grundlegende Rechtssatzungen
von allen Esten als Bürgern Estlands, allen Letten als Bürgern
Lettlands usw. Das Vorgetragene, besonders aber- die Katastrierung
,der Minderheiten und der Ausbau der Autonomie beweisen zur Genüge,
.daß die Behauptung,des estnischen Juristen E. Maddison, Estland

sei kein Nationalstaat 17), sowie ähnliche Schätzungen lettländisCher

Autoritäten, richtig sind.

Angesichts des gesamten von uns vorgeführten Materials ist es sehr

befremdend, wenn gewisse Verfasser bei der Analyse der estländischen

Kulturautonomie gerade von der Idee des Nationalftaatesl ausgehen
wollen 18), um dann das Minoritätenrecht einer jeden Nationalität in

ihrer ganzen Diaspora mit dem Minoritätenrecht, welches in ihren

konnationalen Staaten gilt, zu einem Minderheitenrechtssystem natio-

naler Observanz künstlich zusammenszuschweißen. So entsteht ein

.&apos;eigentümliches Gemisch aus deutschem Minderheitsrecht aller Staaten

-und reichsdeutschem Minderheitenrecht, so daß z. B. die Kulturauto-

nomie Estlands zum Gegenstande von Untersuchungen der deutschen

Staatsrechtswissenschaft nur deshalb werden muß, weil es in Estland

eine &apos;deutsche Minderheit gibt. Die weiteren Ausführungen müssen

17) Vgl. E. Maddison, Nationalpolitische Grundsätze der estländischen Staats-

verfassung in Nation und Staat, Februar -ig28. § 2o der Verfassung bekommt bei

Maddison u. a. folgende Auslegung: Auf Grund dieses Paragraphen kann das..,z
mäßige Verhältnis der Nationalitäten in Estland sich in der Theorie so gestalten, daß

die Staatssprache (estnisch) nicht mehr mit der Majorität der, Bevölkerung überein-

stimmt, doch auch in solchem Falle würde die estnische Sprache Staatssprache, d. h.

amtliche Sprache blei4en. Andererseits ..ist nach Maddisons Meinung die estnische

Sprache nicht allein als amtliche Sprache zu betrachten; neben ihr - meint M. aus dem

.§ 23 der Verfassung ableiten zu können -.kann als solche auch Deutsch, Russisch und

Schwedisch gebraucht werden.

18) Vgl. H. Gerber, a. a. 0. S. iz. Wir bekennen uns zur Idee des Nationalstaates

-und stellen dieses Bekenntnis auch bei den Esten und Deutschen in Estland fest.
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deshalb notwendigerweise historisch und rechtssystematisch höchst

fraglich und bedenklich ausfallen.

Das Minderheitenrecht ist und bleibt ebenso anational wie ein jedes
andere Staats- und Verwaltungsgebiet, wenn wir auch hier zu irgend9
welchen rechtswissenschaftlich - und indirekt auch politisch - er-

gebnisvollen Resultaten kommen wollen, so müssen wir aus der Mög-
lichkeit einer Art von Minderheitennorinalrecht (M. H. Boehm) aus-.

gehen. Nur unter diesem Gesichtspunkt können Minderheitenrechte.

gewisser staatsrechtlich und politisch verwandter Staatenkomplexe,
von besonderem Interesse sein, weil sie dann erst begrifflich feststell--
bare besondere Eigenheiten aufweisen können.

Das Vorherrschen des Autonomiegedankens im baltischen Minder-
heitenrecht hat praktisch zu einer Minderschätzung der individuellen

Minorit4tenrechte auch seitens der Minderheiten selbst geführt. Das.
Rechtauf freies nationales Bekenntnis, auf nationale Selbstbestimmung.
der Person in der Verwaltung, Selbstverwaltung und Rechtspflege geht
allmählich zurück beim Vorhandensein einer geregelten Autonomie:
der betreffenden nationalen Gemeinschaft. Dieses hat die Praxis.
bewiesen.

Spielen in den Minderheitsverträgen das.Recht auf Gebrauch der-

Muttersprache, auf negativ zugeschärfte Schutzfragen die Hauptrolle, su

kennzeichnen sie damit ein rechtliches Übergangsstadium.* Das erste

Stadium der Minoritätenrechte ist völlige Gleichberechtigung: völlige::
Aufhebung sämtlicher Beschränkungen, die ehemals mit der nationalen.

Zugehörigkeit einzelner Staatsbürger verbunden waren -.oder anders for-
muliert - Gleichheit vor dem Gesetze,

Es ist kein Zufall, daß diese Norm in sämtlichen Verfassungen der-
drei baltischen Staaten festgelegt ist: in der lettländischen lautet der

einschlägige Paragraph wie folgt: Vor Gesetz und Gericht sind alle,

Bürger gleich (Art. 82), in den beiden übrigen sind die entsprechenden-
Normen, fast gleichlautend auf das nationale Moment gerichtet. § G.
der estnischen Verfassung besagt: Alle Bürger Estlands sind vor dem
Gesetz gleich. Es kann keine öffentlich-rechtlichen Vorrechte oder,
Nach-teile geben, die von der Geburt, dem Glauben, dem, Geschlecht,
dem Stande oder der Nationalität abhängen, und endlich § io der
litauischen: Alle litauischen Bürger, Männer und Frauen, sind gleich-
vor dem Gesetz. Einem Bürger dürfen wegen seiner Abstammung&gt;
Religion oder Nationalität weder besondere Privilegien verliehen, noch-
seine Rechte- geschmälert werden. Hat&apos; dieser Gleichheitssatz im alten.

national-homogenen Staat nur die Bedeutung einer Verfestigung der

bürgerlichen Gleichheit statt der mittelalterlich-standischen abge--
stuften Rechtsskala, so bekommt dieser, Satz in den national-gemischten
neuentstandenen Staaten zugleich eine nationale Färbung, umsomehr als
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in den baltischen Staaten nationale Minderheiten - insbesondere be-

trächtliche Teile der deutschen und in großen Teilen Litauens die

polnische ständischprivilegiert gewesen waren. Gleichheit vor dem

Gesetze bedeutete einerseits Ausgleichung nach unten&apos; früher privile-
gierter Minderheiten und war somit ein Bekenntnis der herrschenden

lettischen, estnischen und litauischen Staatsnationen gegen Gerechisame

des deutschen, polnischen und russischen Adels, andererseits war der-

selbe Gleichheitssatz&apos;eine Ausgleichung nach oben für die durch die

neuen Verhältnisse benachteiligten Minderheiten und war somit ein
Bekenntnis der zurückgedrängten Nationalitäten gewendet zur ent-

sprechenden Staatsnation..,

Es mußte dieser Gleichheitssatz mit einem Schlage ein Rechts-

prinzip von überpositiver Bedeutung ig) für beide Parteien werden.

Also ganz unabhängig davon, daß dieser Satz in, sämtlichen Minori-

tätenverträgen auftritt und mittelbar für die baltischen Staaten bindend

ist, ergibt die genetische Rechtsent, die Notwendigkeit seiner

Geltung. Auch in der Vorgeschichte der Rechtsentwicklung der natio-

nalen Verselbständigung der baltischen Staatsvölker, die in der Kerenski-

Revolution wurzelt, sehen wir, daß auch dort das erste Stadium die

Gleichberechtigung -also Aufhebung sämtlicher früherer Beschrän-

kungen - im berühmten Befreiungsakt vom 2o. März igi-7 gewesen

.war. Dieses russische Gesetz über die Aufhebung konfessioneller und na-

tionaler Beschränkungen ehat noch heutzutage in Lettland und Estland

volle Rechtsgültigkeit. In der Einführung zu diesem Gesetze heißt es:- Aus-

gehend von der unverrückbaren Überzeugung, daß in einem freien

Staate alle Bürger vor dem Gesetze gleichgestellt sein müssen und daß

das, Volksgewissen keine Beschränkungen der Rechte einzelner Bürger
dulden kann, welche mit ihrem Glauben oder Abstammung verbunden

sind., beschließt die provisorische Regierung
Das zweite Stadium - gleichsam der positive Status - ist die

Rechtswerdung des Minoritätenindividuums und seiner Äußerungs-
arten. Dies berührt sozusagen die nationale Handlungsfähigheit des

Minoritätenindividuums und darunter in erster Reihe Sprachenrechte,
Mit diesem Status ist es im gesamten Baltikum sehr ungenügend bestellt.

Teilweise Regulierungen dieser Fragen erfolgten auf dem Gesetzgebungs-
und Verordnungswege. Es fehlen hier maßgebende Grundlinien, das

Normieren geht hier von Fall zu Fall. Und dies trotz einiger Richt-

linien, die in den Minoritätenverträ festgelegt: sind. -
Auf Einzel-

heiten hier einzugehen bedeutete diesen Artikel um vieles verlängern.
Es muß nur unterstrichen werden, daß die Sprachenbestimmungen

nie zu großen Schwierigkeiten in den baltischen Staaten geführt haben,

19) Vgl. Stier-Somlo, Das Grundrecht der kommunalen Selbstverwaltung.
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,besonders nicht in Lettland und Estland, wo eine gewisse Sprachen-
toleranz von jeher - auch im Kirchenleben der numerisch vorherr-
schenden protestantischen Bevölkerung - Boden gefaßt hat.

Weder in Estland, noch in Lettland gibt es umfassende Sprachen-
gesetze. Die §§ 22 und 23 der estländischen Verfassung lassen die
Minäerheitensprachen als Geschäftssprachen in den örtlichen Selbst-

verwaltungsinstitutionen zu, wo die nationale Minderheit auf geschlosse-
nem Gebiet eine ist. Die Bürger deutscher, &apos;russischer und
schwedischer Nationalität haben das Recht, sich schriftlich in ihrer

,Sprache an die staatlichen Zentralbehörden zu wenden. In Lettland
hat sich bezüg der Selbstverwaltungen eine liberale Praxis ent-

wickelt.

Schmälerungen früherer Rechte sind auf diesem Gebiet zu ver-

So z. B. war das erste Gesetz Lettlands, in welchem die

lettische Sprache zur Staatssprache erhoben wurde, das zeitweilige
&apos;Gesetz über die Gerichte Lettlands und.die Prozeßordnung vom 6. Dez.

igi8. Die Geschäftssprache in den Gerichten und in den Gerichts-
Institutionen ist die Staatssprache - die lettische Sprache. - Die
Gerichte haben nach den Umständen und nach Bedürfnis auch die Be-

,nutzung der russischen oder der deutschen Sprache zuzulassen. In
letzter Zeit sind gesetzgeberische Versuche gemacht worden, das Recht
,auf Eingaben in Minderheitensprachen zu schmälern.

Gewohnheitsmäßig sind die Minderheiten&apos;sprachen auch in den

..Parlamentsverh&apos;andlungen frei zugelassen, sowohl in Estland als in

Lettland; hier mit der Bestimmung jedoch, daß die anderssprachigen.
Reden vom Bureau nicht direkt stenographiert, sondern auf Grund

eigener Referate der Sprecher in den Parlamentsprotokollen abgedruckt
werden.

Der geschilderte Ausbau des dritten aktiven Status der Auto-
nomie hat dazu geführt, daß die beiden zurückgetreten sind.

,Trotzdem ist die Sprachenfrage nicht zu einem Zankapfel zwischen der

herrschenden Staatsnation und den Minderheiten geworden. Im alten

kaiserlichen Österreich und in anderen modernen Nationalitätenstaaten
der Nachkriegszeit mit ungeregelter Organstellung der, Minderheiten
-ist der Sprachenhader die gewöhnliche Ausdrucksform des Nationali-

tätenkampfs. Es wurde und wird um jede Aufschrift,&apos; um jede Straßen-
-tafel gekämpft, und es kann kein Friede solange sich einstellen, als die

Minderheiten in ihrem wichtigsten Rechte, &apos;dem der öffentlich-recht-
lichen Selbstbestimmung, sich ungeschützt wissen. Die Sprachenfrage
ist an,sich ein sehr heikles Problem, welches zum Unterschied von

anderen Teilproblemen des Minderheitenrechts das sprödeste Gesetz-

gebungsmaterial darstellt. De lege ferenda gesehen lassen sich hier

normale. Durchschnittsregeln nicht aufstellen, es handelt sich auch nicht
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um die Feststellung einer genauen prozentuellen Höhe, bei der die

Sprache einer Minderheit in den allgemeinen Vertretungskörpern des

Gesamtstaates.den feierlichen Einzug ihrer legalen Existenz halten

darf 1). Die Regelung der Sprachenfrage soll am besten als Verständi-

gungsmaterial aufgefaßt werden, welche nicht in letzter Reihe von der

gegenseitigen Durchdringungs- und Anpassungsfähigkeit bestimmt

wird. Soll irgendwo imMdas jus loci zur Geltung
komme so ist es vor allem auf dem Gebiet des Sprachenrechts. -, In-

dessen läßt sich nicht leugnen, daß gerade das Bestehen einer - wenn

auch fragmentaren - Nationalautonomie in den baltischen Staaten

eine Befreiung geschaEen hat, bei der die Gleichberechtigung und
die positive Anerkennung gewisser nationaler Eigenheiten vielleicht
in ihrem Umfang gelitten, aber im großen und ganzen ein Einvernehmen
zwischen Staat und Nation, zwischen Majorität und Minorität zustande

ge bracht haben.

1) Vgl. den Entwurf eines Minderheitenstatutse in der Europäischen Revue(e,
Juni 1930.
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